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P R E S S E M I T T E I L U N G 
 
Zentralrat fordert gesetzliches Verbot diskriminierender Wahlwerbung – 
Pflicht für Behörden zum Einschreiten gegen NPD-Plakate gegen Roma 

In einem Schreiben an Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger verlangte heute 

der  Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose, von der Bundesregierung 

gesetzliche Schritte zum Verbot diskriminierender Wahlwerbung. Es müsse im Bundeswahlgesetz 

und den Wahlgesetzen der Länder eine ausdrückliche Rechtsgrundlage  dafür geben, dass künftig 

Wahlwerbe-Mittel wie Plakate, Flyer u.a., die sich gezielt gegen Minderheiten richten und sie 

pauschal aufgrund der Abstammung diskriminieren, auf Kosten der Betreiber unverzüglich aus dem 

Verkehr gezogen werden, fordert der Zentralrat.  

Der Zentralratsvorsitzende hob in seinem Schreiben hervor, dass in Anbetracht des hohen Gutes der 

Meinungsfreiheit gerade in Wahlkämpfen klare Maßnahmen vorgesehen werden müssten, wenn - 

wie hier - die Grenzen demokratischer und sachlicher Auseinandersetzungen überschritten werden. 

Es könne über 60 Jahre nach dem Holocaust nicht mehr zugelasssen werden, dass Angehörige einer 

Minderheit aufgrund ihrer bloßen Abstammung gesellschaftlich ausgegrenzt werden. Der 

Zentralratsvorsitzende betonte, dass derart rechtsstaats-feindliche Parteien und Praktiken in 

Deutschland keinen Platz mehr haben dürften. 

Sinti und Roma sähen sich bei den derzeitigen Wahlkämpfen in Bund und Ländern einer Hetz-

Kampagne durch die NPD und verwandte Gruppen („Pro NRW“) ausgesetzt, die es in diesem Ausmaß 

bisher nicht gab, schrieb Rose. Bundesweit würden Sinti und Roma tausendfach mit Plakaten und 

Flugblättern bedroht und diffamiert („Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“, „Zigeunerflut 

stoppen!“ mit der Abbildung von Waffen, wie Pistole und Messer).  Der Zentralrat habe in den 

letzten Tagen hunderte von Anrufen besorgter Sinti- und Roma-Familien aus ganz Deutschland 

erhalten, die wegen der entsprechenden NPD-Plakate, die auf den Schulwegen ihrer Kinder gerade in 

den kleineren Orten massiv plakatiert sind, emotional aufgebracht und unmittelbar betroffen sind. 

Diese öffentliche Aufhetzung durch die NPD  löse bei den älteren Menschen, die den Holocaust 

überlebt haben,  wieder massive Ängste aus, erklärte der Zentralratsvorsitzende. Bisher seien auch 

nach den vielen erstatteten Strafanzeigen die Behörden nur in einem einzigen Ausnahmefall tätig 

geworden, ansonsten herrsche eher Hilfslosigkeit und Unsicherheit vor. Aufgrund des 

volksverhetzenden Charakters dieser Wahlwerbung seien schon jetzt rechtliche Schritte zum 

Einschreiten möglich und erforderlich, schrieb Rose an die Bundesjustizministerin. 
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